
(4) Die Rechte von Parteien, die systematisch und nachhaltig in 
ihrer Programmatik die Menschenwürde angreifen oder in dieser 
Weise durch ihre Tätigkeit gegen die Grundsätze eines offenen 
und gewaltlosen politischen Willensbildungsprozesses versto­
ßen, können, sofern Gefahren für den politischen Willensbil­
dungsprozeß anders nicht abgewendet werden können, von ei­
ner Wahl ausgeschlossen oder verboten werden. Die Entschei­
dungen sind dem Verfassungsgericht Vorbehalten; ihre Wirkung 
ist zeitlich zu begrenzen. Vor einer Entscheidung des Verfas­
sungsgerichts ist keinerlei Benachteiligung der Partei oder ihrer 
Mitglieder zulässig. Die bürgerlichen und staatsbürgerlichen 
Rechte der Mitglieder werden auch durch die Entscheidungen 
des Verfassungsgerichts in keiner Weise berührt.

Artikel 38

(1) Die Freiheit der Kirchen und Religionsgemeinschaften ist 
gewährleistet. Sie ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten 
selbständig innerhalb der Schranken der für alle geltenden Ge­
setze. Die Gleichwertigkeit des sozialen Schutzes kirchlicher 
Arbeitnehmer mit den Garantien aus dem allgemeinen Arbeits­
und Sozialrecht ist zu gewährleisten.

(2) Kirchen und Religionsgemeinschaften wird auf Antrag die 
Rechtsstellung einer Körperschaft des öffentlichen Rechts zuer­
kannt.

(3) Der Staat fördert und unterstützt nach Maßgabe von Verein­
barungen die Kirchen und Religionsgemeinschaften, insbeson­
dere in ihren sozialen Tätigkeiten und bei der Wahrung ihres 
kulturellen Erbes. Der Staat kann aufgrund von Vereinbarungen 
für Kirchen und Religionsgemeinschaften gegen Erstattung der 
Verwaltungskosten die Einbeziehung der Mitgliedsbeiträge 
Übernehmern

Artikel 39

(1) Jedermann hat das Recht, Gewerkschaften zu bilden, ihnen 
beizutreten und sich in ihnen den Gewerkschaftszwecken gemäß 
zu betätigen. Abreden, die dieses Recht einschränken oder zu
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